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I PRÄAMBEL

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bürgersolarpark Bernbuch“ erfolgte auf der Grundlage

- des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017
  (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. Januar 2023 (BGBl. l S. 6) 

- der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
  2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 04. Januar 2023 (BGBI. I S. 6)

- der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch
  Art 3. des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) und

- der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007
  (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2023
  (GVBl. S. 22)

II ZEICHNERISCHEN FESTSETZUNGEN
1.0 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 11 BauNVO)
Sonstiges Sondergebiet (SO) "Freiflächen-Photovoltaik" gemäß § 11 BauNVO

2.0 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

max. Grundflächenzahl GRZ

max. Höhe PV-Anlage/Bauwerke

3.0 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise

Baugrenze

4.0 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
Bestehende Grünwege

5.0 Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

unterirdisch best. Fernwasserleitung (Fernwasserversorgung Franken)

unterirdisch Trinkwasserleitung stillgelegt/außer Betrieb (Fernwasserversorgung Franken)

unterirdisch best. Ferngasleitung (Open Grid Europe GmbH)

unterirdisch best. Telekommunikationslinie (Deutsche Telekom Technik GmbH)

6.0 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Wasserflächen (best. Entwässerungsgraben) 

7.0 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB), mit Zuweisung von 
Pflanzschema P1 bis P5

8.0 Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz 
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, die dem Denkmalschutz unterliegen (best. Bodendenkmal) 

9.0 Sonstige Planzeichen
Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und  Abs. 6 BauGB) 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

III HINWEISE ZU DEN ZEICHNERISCHEN 
FESTSETZUNGEN
Nutzungsschablone

A) Art der baulichen Nutzung

B) max. Grundflächenzahl GRZ

C) Bauweise

D) max. Höhe PV-Anlage/Bauwerke

Flurstücksnummer

Grenzsteine

Vorhandene Flurgrenzen

Bemaßung

Landschaftschutzgebiet (LSG innerhalb des Naturparks Steigerwald (ehemals Schutzzone))
 

2.4 Auswahlliste standortgerechter und heimischer Gehölzarten
Die nachfolgenden Artenlisten standortgerechter und heimischer Gehölzarten stellen eine Auswahl 
dar und sind nicht als vollständig zu betrachten.

Artenliste 1:
Klein- bis mittelkronige Laubgehölze gebietseigener Herkunft (Vorkommensgebiet 5.1)
Pflanzmindestgröße: H, 3xv, mB, STU 10/12

vHei, oB, h 150 - 175
Acer campestre Feld-Ahorn Prunus avium Vogelkirsche
Betula pendula Hängebirke Pyrus pyraster Wild-Birne
Carpinus betulus Hainbuche Sorbus aucuparia Eberesche
Malus sylvestris Holz-Apfel Sorbus torminalis Elsbeere

Artenliste 2: 
Sträucher gebietseigener Herkunft für Schnitt- und freiwachsende Hecken (Vorkommensgebiet5.1)
Pflanzmindestgröße: lStr, h 90 - 120
Cs Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Ca Corylus avellana Hasel
Cm Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn
Ee Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Lv Ligustrum vulgare Liguster
Ps Prunus spinosa Schlehe
Ro Rosa canina Hunds-Rose
Sn Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Vo Viburnum lantana Wolliger Schneeball

2.5 Pflanzschemen - Landschaftshecken
Pflanzschema P1: Pflanzschema P2:

Pflanzschema P3: Pflanzschema P4: Pflanzschema P5:

2.6 Vollzugsfristen
Die Ein- und Durchgrünungsmaßnahmen gem. Ziffern 2.2 sind spätestens in der nach Baufertig- 
stellung folgenden Pflanzperiode herzustellen.

3.0 Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichs- 
maßnahmen (§ 44 BNatSchG)
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG wurden im Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (vgl. Anlage 2 zur 
Begründung des Bebauungsplanes) folgende Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaß- 
nahmen (CEF-Maßnahmen) formuliert: 

V1 - Zeitliche Beschränkung der Baumaßnahmen (Erdbauarbeiten)
Die Baumaßnahmen (Erdbauarbeiten) für die PV-Anlage sind entweder außerhalb der Brutzeit von 
Vogelarten zwischen Ende September und Ende Februar durchzuführen oder ganzjährig, sofern 
durch anderweitige Maßnahmen (geeignete Vergrämungsmaßnahmen in Verbindung mit funktions- 
wirksamen CEF-Maßnahmen, evtl. mit ökologischer Baubegleitung) sichergestellt wird, dass arten- 
schutzrechtliche Verbotstatbestände im Sinne des § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden. Geeignete 
Vergrämungsmaßnahmen sind der saP (Anlage 2) zu entnehmen.

V2 - Zeitliche Beschränkung von Beräumungsmaßnahmen 
V2a: Durchführung von Beräumungsmaßnahmen zur Vorbereitung des Baufeldes außerhalb der
Brutzeit von Vogelarten, d.h. nicht von März bis September. 
V2b: Um eine mögliche Beeinträchtigung bzw. Störung der Vogelarten und somit ein Eintreten der
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände ausschließen zu können, dürfen die Bauarbeiten nicht 
innerhalb der Vogelbrutzeit stattfinden, sofern durch die Ökolog. Baubegleitung (ÖBB) eine mögliche 
Aufgabe von Bruten und somit ein Eintreten der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
BNatSchG nicht ausgeschlossen werden kann.

V3 - Bauzeitliche Abzäunung der angrenzenden Zauneidechsenhabitate
Bauzeitliche Zäunung der Vorkommen der Zauneidechse gegenüber den Baumaßnahmen, um die 
Tötung von wandernden Tieren durch Baustelle und Baustellen-Verkehr zu vermeiden, falls die 
Baumaßnahmen während der Aktivitätszeit der Zaunneidechse (März bis Oktober) durchgeführt 
werden. Die ökolog. Baubegleitung (ÖBB) hat hierbei den Reptilienschutzzaun während der
Bauarbeiten auf seine Funktionalität hin zu überprüfen (um ein Einknicken o.Ä. zu verhindern).
Die Lage der Vermeidungsmaßnahme ist der saP (Anlage 2) zu entnehmen.

V4 - Ökologische Baubegleitung
Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen werden durch eine ökolog. Baubegleitung
(ÖBB) durchgeführt (z.B. Instandhaltung des Reptilienschutzzaunes).

CEF1 - Schaffung von Feldlerchen-Ausgleichsflächen - Blüh- und Brachestreifen 
Als vorgezogener Ausgleich für Feldlerchen erfolgt die Anlage von Blüh- und Brachestreifen auf 
Acker. Diese werden im räumlichen Zusammenhang zum Eingriff auf dem Flurstück Flur-Nr. 475, 
Gmkg. Castell (Teilfl., ca. 2,7 ha, „Lange Länge“) und dem Flurstück Flur-Nr. 919, Gmkg. Rüden- 
hausen (Teilfl., ca. 3,4 ha, „Dinkelbuck“) angelegt. Es gelten die Vorgaben der unveröffentlichten 
LfU-Empfehlung (LfU 2017). Siehe hierzu saP (Anlage 2) und Umweltbericht (Anlage 1). Die Saat- 
gutzusammensetzung und die Aussaatstärke sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzu- 
stimmen. 
Die Maßnahmen dürfen nicht während der Hauptbrutzeit der Bodenbrüter (15.03. - 01.07.) durch- 
geführt werden. 
Die Ausgleichsflächen sind vor Verlust der Brutplätze, und somit vor Baubeginn umzusetzen, um 
ökologisch funktionstüchtig zu sein bevor der Eingriff wirkt. Die Fläche ist gem. Punkt 7.2 der 
Anlage 2 zum Bebauungsplan „2. Blühfläche  Blühstreifen  Ackerbrache“ herzustellen. Für die
Einsaat sollte höchstens die Hälfte der empfohlenen Saatgutstärke verwendet werden, um einen 
lückigen Bestand zu erzielen. Sollte dadurch ein erhöhter Beikrautaufwuchs entstehen, ist die Fläche 
streifenförmig vor dem 15.03. nochmals zu grubbern oder zu eggen. Eine mechanische Unkraut- 
bekämpfung ist nur außerhalb der Brutzeit zulässig.
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IV TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1.0 Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO)
Als Art der baulichen Nutzung wird "Sonstiges Sondergebiet" (SO) gemäß § 11 BauNVO mit Zweck- 
bestimmung "Freiflächen-Photovoltaik" festgesetzt. Bauwerke, die zum Betrieb und zur Nutzung der 
PV-Anlage benötigt werden (z.B. Trafostationen, Ersatzteillager, Grünflächenpflegegeräteunter- 
stände, Aufenthalts- und Überwachungsgebäude, Löschwasserzisternen sowie technische Einrich- 
tungen und Anlagen zur Speicherung und Abgabe von Energie), als auch benötigte Verkehrswege 
und -flächen mit wassergebundenen Deckschichten, sind innerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 19 BauNVO)

1.2.1 Grundflächenzahl: 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,5 festgesetzt.

1.2.2 Höhe baulicher Anlagen:
Die bauliche Höhe der PV-Anlage wird auf max. 4,0 m über OK gepl. Gelände festgesetzt. Ggf. 
notwendige Bauwerke, die zum Betrieb und zur Nutzung der PV-Anlage benötigt werden (z.B. 
Stationsgebäude, technische Einrichtungen und Anlagen zur Speicherung), werden auf eine Höhe 
von max. 4,0 m über OK gepl. Gelände festgesetzt. 

1.2.3 Mindestabstand Unterkante Modultisch
Der Abstand zwischen Unterkante Modultisch und der darunterliegender Geländeoberkante ist mit 
mindestens 0,8 m festgelegt.

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)
1.3.1 Im Planteil ist die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt, bei der Modul- 

reihen mit Längen von über 50 m innerhalb der Baugrenzen zulässig sind.

1.3.2 Zwischen den Modulreihen ist ein Abstand von mindestens 3 Metern einzuhalten.

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

1.4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO festgesetzt.

1.4.2 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind außerhalb der überbaubaren Flächen (Baugrenzen) 
nicht zulässig. Ausgenommen davon ist die erforderliche Einfriedung des Grundstücks.

1.5 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
Aufschüttungen und Abgrabungen zur Geländegestaltung sind innerhalb der Baugrenzen um bis zu 
0,5 m zulässig.

1.6 Bodendenkmalangepasste Bauweise (§ 9 Abs. 6 BauGB)
Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich das Bodendenkmal D-6-6227-0005 (Wüstung Bern- 
buch mit archäologischen Befunden des späten Mittelalters). Basierend auf einer „archäologisch- 
geophysikalische Prospektion“ vom 30.03.2022 (Anlage 3) wurde in einer Besprechung am 
20.04.2022 durch das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege festgelegt, dass für die Überpla- 
nung des Bodendenkmals die folgenden Einschränkungen einzuhalten sind:
- Im Bereich des Bodendenkmals sind keine Grabungen zulässig. Leitungsgräben bzw. Trafo-   
  stationen müssen außerhalb des Bereichs liegen.
- Im Bereich des Bodendenkmals sind Bodeneingriffe nur in Form von Rammpfosten für die Modul- 
  gestelltische zulässig
- Ein Befahren des Bodendenkmals ist nur bei trockenen Witterungsverhältnissen zulässig

Der betroffene Bereich des Bodendenkmals ist im Planteil eingezeichnet. Die o.g. Vorgaben sind 
hier im Rahmen der Erschließung eigenverantwortlich durch den Bauherrn in Abstimmung mit dem 
Bayerische Landesamt für Denkmalpflege einzuhalten.

2.0 Grünordnerische Maßnahmen und Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 BauGB)

2.1 Anlage und Pflege der unversiegelten Fläche der Sonder- 
gebietsfläche 
Flächen, die nicht für Nutzungen gemäß der textlichen Festsetzung, Punkt 1.1 zugelassenen Art der 
baulichen Nutzung innerhalb des sonstigen Sondergebiets „Freiflächen-Photovoltaik“ (betrifft auch 
die mit Modulen überbauten Flächen) herangezogen werden, sind als Extensivgrünland herzustellen. 
Dies ist durch Mahdgutübertragung von angrenzenden Extensivwiesen, oder alternativ durch Einsaat 
von autochthonem Regiosaatgut des Ursprungsgebietes 11 - Südwestdeutsches Bergland durchzu- 
führen. Die Saatgutzusammensetzung bzw. die Spenderflächen sind vorab mit der UNB abzu- 
stimmen. 
Die Fläche ist ein- bis zweimal pro Jahr entweder mit Schafen zu beweiden oder zu mähen. Die 
erste Mahd bzw. Beweidung hat ab Mitte Juni zu erfolgen. Zusätzlich ist in den ersten drei 
Entwicklungsjahren ein Schröpfschnitt zum Aushagern der Flächen durchzuführen. Bei Mahd ist das 
Mahdgut immer abzufahren.

2.2 Pflanzgebot für Grünflächen - Landschaftshecken 
Die im Bebauungsplan dargestellten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonsti- 
gen Bepflanzungen sind herzustellen. Es sind ausschließlich Gehölzarten der Artenliste 2 (Ziffer. 
2.4) entsprechend den zugewiesenen Pflanzschemen (Ziffer. 2.5) zu verwenden. 

In den Bereichen der Pflanzschemen P1 und P3 sind innerhalb der Hecke alle 10 m bis 15 m klein- 
bis mittelkronige Laubgehölze der Artenliste 1 (Ziffer. 2.4) zu pflanzen. Davon sind mind. 25 % als 
Hochstamm in der angegebenen Pflanzqualität zu pflanzen. 
Entlang der bestehenden Gasleitung im Bereich der Durchgrünung P5.a ist die Hecke regelmäßig zu 
unterbrechen. Es sind Heckenabschnitte mit einer Länge von 10 m bis 30 m gem. Pflanzschema P5 
und einem Abstand zueinander von 10 m bis 30 m zu pflanzen. In den Bereichen der Durchgrünung 
P5.b sind durchgehende Hecken ohne Unterbrechungen gemäß des Pflanzschemas P5 anzulegen. 
Die Lage der Durchgrünung P5.b kann um wenige Meter geändert und an die Solarmodule ange- 
passt werden. Im Zuge dessen darf auch die Baugrenze entsprechend der vorgenommenen Ver- 
schiebung angepasst werden. Es ist immer ein Abstand von min. 3,0 m zwischen Pflanzgebot und 
Baugrenze einzuhalten. Die Ausdehnung der Durchgrünung von 3 m x 200 m ist einzuhalten.

Die der Hecke vorgelagerten Grünflächen gemäß den Pflanzschemen P1, P2, P3, P4, P5.a und P5.b 
sowie die Grünflächen zwischen den Heckenabschnitten im Bereich der Durchgrünung P5a und die 
von Gehölzen frei zu haltenden Flächen (gem. V. HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBER- 
NAHMEN Ziffer 8.0) sind mit autochthonem Regiosaatgut des Ursprungsgebietes 11 - Südwest- 
deutsches Bergland als Staudensaum herzustellen. Die Saatgutzusammensetzung ist vorab mit der 
UNB abzustimmen. Zur Entwicklung eines artenreichen Staudensaums ist die Fläche einmal pro 
Jahr oder alle zwei Jahre im Herbst oder Winter zu mähen. Dabei ist das Mahdgut abzufahren. 

Einfriedungen gem. Ziffer 4.1 sind innerhalb des Pflanzgebotes zulässig. Sie sind auf der der Son- 
dergebietsausweisung zugewandten Seite der Hecke zu errichten. 

2.3 Allgemeine Pflegemaßnahmen 
Sämtliche Pflanzungen sind vom Anlagenbetreiber im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor Zer- 
störungen zu schützen. Bei Ausfällen gilt: Ausfälle von mehr als 10 % sind innerhalb eines Jahres zu 
ersetzen. Die unversiegelte Fläche der Sondergebietsfläche gem. Ziffer 2.1 sowie die Ein- und 
Durchgrünung sind für die Dauer des Eingriffs zu erhalten und auf 25 Jahre zu pflegen.

Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Insektiziden, Fungiziden, Wachstumsreglern, Rodenti- 
ziden und weiteren Bioziden ist innerhalb der Sondergebietsflächen (vgl. Ziffer 2.1 sowie zeichneri- 
sche Festsetzung 1.0), sowie innerhalb der Flächen für Landschaftshecken (vgl. Ziffer 2.2 sowie 
zeichnerische Festsetzung 7.0) unzulässig. Eine Ausnahme besteht bei flächigem Vorkommen von 
Neophyten. In diesem Fall ist Rücksprache mit der UNB zu halten. 

Die Befahrbarkeit der Fläche zwischen dem westlich angrenzenden Graben und der geplanten 
Hecke (s. Ziffer 2.5, Pflanzschema P1) ist durch den Anlagenbetreiber zu gewährleisten, damit die 
Pflege des Grabens durch die Gemeinde ungehindert erfolgen kann. 

Höhe PV-Anlage
max. 4,0 m über OK gepl. Gelände

Höhe Bauwerke
max. 4,0 m über OK gepl. Gelände
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VI VERFAHRENSVERMERKE
1.0 Der Gemeinderat der Gemeinde Castell hat in der Sitzung vom 07.11.2022 gemäß § 2 Abs. 1 

BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans „Bürgersolarpark Bernbuch“ beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 16.12.2022 ortsüblich bekannt gemacht.

2.0 Der Gemeinderat hat am 07.11.2022 den Vorentwurf des Bebauungsplans „Bürgersolarpark 
Bernbuch“ i.d.F. vom 26.09.2022 gebilligt und die frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 
und 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. 

3.0 Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, zum Vorentwurf des 
Bebauungsplans „Bürgersolarpark Bernbuch“ i.d.F. vom 26.09.2022 hat in der Zeit vom 
27.12.2022 bis einschließlich 03.02.2023 stattgefunden. Ort und Dauer der Auslegung wurden 
am 16.12.2022 ortsüblich bekanntgemacht.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 19.12.2022 mit Frist zur Stellungnahme bis 
03.02.2022.

4.0 Der Gemeinderat hat am . . . . . . . . . . . . . den Entwurf der des Bebauungsplans „Bürgersolarpark 
Bernbuch“ i.d.F. vom . . . . . . . . . . . . . gebilligt und die Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 
2 BauGB beschlossen.

5.0 Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB, zum Entwurf des Bebauungsplans 
„Bürgersolarpark Bernbuch“ i.d.F. vom . . . . . . . . . . . . . hat in der Zeit vom . . . . . . . . . . . . . bis 
einschließlich . . . . . . . . . . . . . stattgefunden. Ort und Dauer der Auslegung wurden am . . . . . . . . 
. . . . . ortsüblich bekanntgemacht.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB erfolgte mit Schreiben vom . . . . . . . . . . . . . mit Frist zur Stellungnahme bis . . . . . . . . . . . 
. .

6.0 Der Gemeinderat der Gemeinde Castell hat am . . . . . . . . . . . . . den Bebauungsplan 
„Bürgersolarpark Bernbuch“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom . . . . . . . . . . . . . als 
Satzung beschlossen.

Gemeinde Castell, den . . . . . . . . . . . . .

Hähnlein, 
Erster Bürgermeister

7.0 Die Satzung über den Bebauungsplans „Bürgersolarpark Bernbuch“ wurde am . . . . . . . . . . . . . 
ausgefertigt.

Gemeinde Castell, den . . . . . . . . . . . . .

Hähnlein, 
Erster Bürgermeister

8.0 Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Bürgersolarpark Bernbuch“ wurde am  . . . . . . . . . . 
gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit 
Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Bauamt zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB  sowie die Einsehbarkeit des 
Bebauungsplanes mit Begründung, einschließlich der übrigen Anlagen wurde in der 
Bekanntmachung hingewiesen.

Gemeinde Castell, den . . . . . . . . . . . . .

Hähnlein, 
Erster Bürgermeister

P2

SO
Freiflächen-Photovoltaik

4.0 Örtliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m Art. 81 BayBO)

4.1 Einfriedungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO)

4.1.1 Einfriedungen sind grundsätzlich dem Geländeverlauf anzupassen. 

4.1.2 Die Einfriedung des gesamten Grundstücks ist mittels Metallzaun (Höhe max. 2,5 m, incl. Übersteig- 
schutz) herzustellen. Unterbrechungen für Torbereiche sind zulässig.

4.1.3 Zaunsockel sind nicht zulässig. Davon abweichend sind betonierte Sockel nur in Torbereichen zu- 
lässig. Für Zaunpfosten sind Punktfundamente zulässig. 

4.1.4 Für die Durchlässigkeit für Tiere ist ein Mindestabstand von 15 cm zum geplanten Gelände einzu- 
halten.

V HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBER- 
NAHMEN

1.0 Landwirtschaftliche Emissionen 
Im direkten Anschluss des Geltungsbereichs liegen landwirtschaftliche Nutzflächen, die weiterhin 
bewirtschaftet werden. Durch die ordnungsgemäße Bewirtschaftung kann es zu Staubimmissionen, 
Steinschlag usw. kommen. Der Staub (z.B. Erde, Dünger-, Branntkalk, Spelzen beim Dreschen...) 
kann sich auf den Kollektoren niederschlagen. Diese Immissionen sind zu dulden. Die landwirt- 
schaftliche Nutzung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen muss weiterhin uneingeschränkt 
möglich sein. Der Betreiber des Solarparks hat diese Emissionen hinzunehmen und hat selbst für die 
ggfs. erforderliche Reinigung seiner Solarmodule aufzukommen.

2.0 Blendwirkung von Solarmodulen 
Die Solarmodule sind in ihrer Oberfläche und Ausrichtung so zu gestalten, dass Blendwirkungen an 
bestehender Wohnbebauung und für den Straßenverkehr ausgeschlossen sind.
Die Kreisstraßenverwaltung weist in ihrer Stellungnahme vom 25.01.2023 darauf hin, dass sollten 
entgegen den Erwartungen doch Beeinträchtigungen durch Reflexionen auftreten, es sich der 
Landkreis vorbehält, einen nachträglichen Blendschutz auf Kosten des Antragstellers zu fordern.

3.0 Bodendenkmalschutz (§§ 7 und 8 BayDSchG)
Das Landesamt für Denkmalpflege weist in seiner Stellungnahme vom 31.01.2023 daraufhin, dass 
für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine denkmalrechtliche 
Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig ist. Diese ist in einem eigenständigen Erlaubnis- 
verfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen. Dabei sind die vorge- 
sehenen Bodeneingriffe genau darzustellen (Leitungsverlegungen, Fundamente usw.).

Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern ist auf folgendes hinzuweisen:

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbe- 
hörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

4.0 Wolfssichere Beweidung
In der Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde vom 19.01.2023 wurden die folgenden Hin- 
weise zu einer etwaigen Beweidung der Fläche gegeben: 
Bei Beweidung sollte, auf Empfehlung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Ver- 
braucherschutz (StMUV), vorsorglich auf eine wolfssichere Zäunung geachtet werden. In diesem Fall 
muss der Zaun sowohl die Durchgängigkeit für Kleintiere (Bodenfreiheit des Zaunes) als auch den 
Untergrabschutz gegen den Wolf gewährleisten. Dies ist gleichzeitig möglich. Das StMUV gibt dazu 
folgende Hinweise: 
Technisch ist es möglich, beiden Anliegen gleichzeitig Rechnung zu tragen. Dies kann geschehen, 
indem beispielsweise folgende Zusatzsicherungen angebracht werden: 
- Untergrabschutz über Elektrolitze in max. 20 cm Bodenhöhe außen am Zaun, max. 20 cm Abstand 
  vom Zaun, zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun. 
- Baustahlmatte mit Maschenweite 10x10 cm als Sicherung einer bestehenden Bodenfreiheit, zu- 
  sätzlich horizontal vor dem Zaun ausgelegter Untergrabschutz (z. B. Maschendraht, mind. 60 cm 
  breit); es kann hierfür z. B. auch eine 1 m breite Baustahlmatte längs abgewinkelt werden und     
  gleichzeitig dem Schutz in vertikaler sowie horizontaler Richtung dienen; eine sichere Verankerung 
  im Boden und am Zaun muss gewährleistet sein; durch die 10x10 cm-Maschen kommen kleine und 
  mittelgroße Säugetiere wie Igel, Marder und Feldhasen sowie Hühnervögel noch durch, der Wolf 
  nicht; zusätzlich Überkletterungsschutz mit einer Elektrolitze oben am Zaun.

5.0 Geogefahren
Das Bayerische Landesamtes für Umwelt weist in seiner Stellungnahme vom 24.01.2023 daraufhin, 
dass im Planungsgebiet keine konkreten Georisiken bekannt sind. Der Untergrund besteht allerdings 
aus verkarstungsfähigen Sulfatgesteinen (Grundgips) des Mittleren Keupers, die von unterschiedlich 
mächtigen Deckschichten überlagert werden. Das Vorkommen unterirdischer Hohlräume bzw. eine 
Erdfallgefahr kann daher nicht ausgeschlossen werden. Bei konkreten Planungen ist dies zu berück-
sichtigen.

6.0 Vorsorgender Bodenschutz
Das Wasserwirtschaftsamt weist in seiner Stellungnahme vom 07.02.2023 darauf hin, dass die 
Bodenfunktionen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) bei Herstellung und 
Rückbau der Photovoltaikanlage weitestgehend zu erhalten sind. Negative Einflüsse auf Bodenfunk- 
tionen können sich insbesondere ergeben durch Bodenversiegelung (Baustraßen, Stellflächen und 
technische Einrichtungen), Bodenverdichtung (Befahren der Fläche durch schwere Baufahrzeuge), 
Bodenstrukturschäden (Anlieferung von Baumaterialien bei ungeeigneten Witterungsverhältnissen), 
Bodenabtrag/Durchmischung (Umlagerung, reliefausgleichende Baumaßnahmen, Kabelschächte 
etc.) sowie Erosion durch ablaufendes Wasser. Zur Einhaltung der Vorgaben des BBodschG emp- 
fiehlt das Wasserwirtschaftsamt eine bodenkundliche Baubegleitung bereitzustellen, sowohl bei der 
Errichtung der Photovoltaikanlage als auch bei einem künftigen Rückbau.

7.0 Maßnahmen zur Vermeidung einer Überschreitung des 
Vorsorgewertes der BBodschV für Zink
Das Wasserwirtschaftsamt weist in seiner Stellungnahme vom 07.02.2023 auf die Möglichkeit der 
Überschreitung des Vorsorgewertes der BBodSchV für Zink durch die Verwendung verzinkter Stahl- 
profile für die Modultische hin. Um eine Überschreitung des Vorsorgewertes zu vermeiden empfiehlt 
das Wasserwirtschaftsamt folgendes Vorgehen im Rahmen der weiterführenden Anlagenplanung:
Im Rahmen einer vereinfachten Bodenkartierung sind zunächst Gelände- und Bodeneigenschaften 
zu bestimmen, und Bereiche mit unterschiedlichen Bodeneigenschaften gegeneinander abzugren- 
zen. Anschließend ist das Niveau der stofflichen Vorbelastung des überplanten Bereiches und der 
basierend auf der konkreten Anlagenplanung erwartete Eintrag zu bestimmen. Bei Überschreiten 
des Vorsorgewerts oder wenn damit zu rechnen ist, dass dieser Wert innerhalb der Betriebslaufzeit 
überschritten wird, sind standortangepasste und/oder technische Maßnahmen zur Minimierung des 
Stoffeintrags zu treffen. 
Bei einem künftigen Rückbau der Photovoltaikanlage sollte durch erneute stichprobenartige Boden- 
untersuchungen im Kontaktbereich zum verzinktem Stahlprofil der Standort im Vergleich zu seinem 
Ausgangszustand beurteilt werden. Gegebenenfalls müssen erhöhte Zinkgehalte im Bereich der 
ehemaligen Stahlprofile durch erneute Nachkalkung, d.h. eine Erhaltungskalkung, gebunden oder 
entfernt werden, um negative Auswirkungen auf weitere Schutzgüter zu vermeiden.
Darüber hinaus werden folgende Hinweise gegeben:
- Der Eintrag von Stoffen (insbesondere Zink) aus der Trägerkonstruktion der Anlage in den Boden 
  oder das Grundwasser ist zu vermeiden. 
- Die Bodenfeuchte bzw. das Bodenfeuchtemillieu kann Einfluss auf die Materialeigenschaften und 
  die Lösungsprozesse von Stoffen der Fundamente haben. Eine dahingehende Prüfung sollte im 
  Vorfeld der Baumaßnahmen stattfinden.

8.0 Grenzabstände
Bei allen Pflanzungen sind die Vorgaben des jeweiligen Versorgungsträgers sowie die Grenzab- 
stände entsprechend des aktuellen Nachbarrechts gemäß des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 
i.V.m. dem Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (AGBGB) zu berücksichtigen.
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